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Die Renaissance der Luganeser Villa Heleneum
Die Bally Foundation hat sich im einstigen Museum für aussereuropäische Kulturen in Lugano niedergelassen

GERHARD LOB

Feststimmung in Lugano-Castagnola:
In Anwesenheit von mehr als fünfzig
internationalen Pressevertretern und
viel lokaler Prominenz hat dieser Tage
die Bally Foundation offiziell ihren
neuen Stiftungssitz in der historischen
Villa Heleneum eröffnet. Das prächtige
Gebäude liegt mitten in einem Jugend-
stil-Park direkt am Ufer des Luganer-
sees – unweit der bekanntenVilla Thys-
sen.EineTraum-Location. «Diese Eröff-
nung markiert den Beginn einer neuen
und wichtigen Phase in der Entwicklung
der Stiftung, die nach 17 Jahren endlich
einen festen Standort hat», so der Bally-
CEO Nicolas Girotto. Die Förderung
von Kunst und Kultur gehöre zur DNA
seines Unternehmens.

Die erste Ausstellung nutzt das
Potenzial des Ortes.Un lac inconnu – ein
unbekannter See – lautet der Titel. Die
Werke verstehen sich laut Stiftung «als
Aufforderung an Landschaft und Natur,
in die Räumlichkeiten der Stiftung ein-
zudringen, von ihnen Besitz zu ergreifen,

mit ihnen in Resonanz zu treten und sie
zu überfluten, bis die Grenzen zwischen
innen und aussen verschwinden und wir
unsere unterschiedlichen Beziehungen
zur Umwelt neu überdenken».

150000 Franken Miete

Die Schau auf drei Etagen umfasst rund
zwanzig Werke beziehungsweise Instal-
lationen von internationalen Künst-
lerinnen und Künstlern. Kuratiert hat
die Ausstellung die neue Präsidentin
und Direktorin der Stiftung, Vittoria
Matarrese, die bis vor kurzem das Pa-
lais de Tokyo in Paris leitete und nun
nach Lugano gezogen ist. «Mir der
Villa Heleneum war es Liebe auf den
ersten Blick», so Matarrese gegenüber
der NZZ. Sie lobte zudem den Stand-
ort Lugano als interkulturellen Schnitt-
punkt auf der Achse zwischen Mailand
und Zürich.

Mit der künstlerischen Arbeit der
Stiftung Bally kehrt die Villa Heleneum
in gewisser Weise an ihre Wurzeln zu-
rück. Die Villa ist eine originalgetreue

Kopie des Petit Trianon von Versailles
und wurde zwischen 1930 und 1934 in
dem Jugendstil-Park gebaut. Treibende
Kraft war Hélène Biber, eine deutsche,
in Paris tätige Variété-Tänzerin, die in
ihrem Luganeser Wohnsitz eine mon-
däne und kulturelle Begegnungsstätte
einrichten wollte. Biber starb 1967 nach
einem bewegten Leben, und die Liegen-
schaft wurde von der Stadt Lugano er-
worben,die sie für verschiedene Zwecke
nutzte, zuletzt bis 2015 als Sitz desMuse-
ums für aussereuropäische Kulturen, das
dann in dieVillaMalpensata imZentrum
von Lugano gezügelt ist.

Die Stadt Lugano hatte verschiedene
Interessenten für die Nutzung der Villa
Heleneum.Sie gab der Bally Foundation
den Zuschlag, weil ihr das Konzept be-
sonders zusagte, aber dasAngebot auch
aus finanzieller Sicht am attraktivsten
schien. Bally hat die Kosten für die Re-
novation übernommen und wird eine
jährlicheMiete von 120 000 Franken be-
zahlen, die ab dem dritten Nutzungsjahr
auf 150 000 Franken steigt.DerMietver-
trag ist auf eine Laufzeit von 15 Jahren

ausgelegt. Eine kleine Cafeteria ist für
das Publikum geöffnet. «Wir wollen kein
Museum sein, sondern ein offener Ort
des Austausches», so Nicolas Girotto.

Für Bally ist dieVilla Heleneum wie-
derum eine gute Möglichkeit, Präsenz
im Tessin zu markieren. In Caslano be-
findet sich das internationale Headquar-
ter der Firma und immer noch ein Teil
der Schuhproduktion. An ihrem Sitz
in der Villa Heleneum will die Stiftung
pro Jahr zweiAusstellungen zeitgenössi-
scher Kunst organisieren. Darüber hin-
aus sind Kooperationsaktivitäten mit
regionalen Kultur- und Bildungsein-
richtungen geplant, und ab 2024 soll die
Villa auch Künstlerresidenz sein.

Schuhmuseum ist geschlossen

Die Stadt Lugano ist froh über die Prä-
senz der Bally Foundation. «Das ist für
unser städtisches Angebot eine opti-
male Ergänzung», sagte der städtische
Kulturdirektor und Vizestadtpräsident
Roberto Badaracco anlässlich der Er-
öffnung.Auch Luigi Di Corato als Chef

des städtischen Kulturamtes zeigte sich
begeistert. Anlässlich der Eröffnung
überreichte die Bally Foundation den
diesjährigen Kunstpreis an den brasi-
lianischen, in Zürich lebenden Künstler
Pedro Wirz. Das Kunstmuseum der ita-
lienischen Schweiz wird ihm ab 3. Juni
in der Niederlassung Palazzo Reali eine
kleine Ausstellung widmen.

Lange kursierte das Gerücht, Bally
würde sein Schuhmuseum im Haus zum
Felsgarten, einstWohnhaus des Firmen-
gründers Carl Franz Bally in Schönen-
werd (Kanton Solothurn), nach Lugano
verlegen. Doch das ist nicht der Fall.
Das Museum in Schönenwerd ist zwar
momentan geschlossen; die dortigeAus-
stellung wird überdacht.EineVerlegung
nach Lugano ist laut der Bally Founda-
tion aber keinThema.Es findenGesprä-
che mit dem Kanton Solothurn statt.
Auch das Archiv bleibt physisch dort,
wird aber in Zusammenarbeit mit der
Universität der italienischen Schweiz
und weiteren Partnern am Lifestyle
Tech Competence Center in Manno bei
Lugano digitalisiert.

Besserwisserische Eltern
machen den Lehrpersonen das Leben schwer
Konflikte an der Schule nehmen zu, und vor allem die Zusammenarbeit mit den Eltern braucht immer mehr Zeit

ISABELLE WACHTER

Die Primarlehrerin war baff. «Wieso ge-
stalten Sie den Unterricht nicht inter-
essanter?», wurde sie an einem Eltern-
gespräch gefragt. Die Diskussion war
aufgekommen, weil sie die Eltern auf die
Absenzen des neunjährigen Sohns ange-
sprochenhatte.Soerzählt es eineLehrerin
aus dem Kanton Zürich. Der Sohn habe
halt manchmal schlicht keine Lust, in die
Schule zu gehen.Undmanwolle ihn nicht
zwingen, erklärten die Eltern.Das würde
seine Freiheit beeinträchtigen. «Ich bin
offen für Kritik an meinem Unterricht.
Aber dass die Eltern keine Sekunde an
ihren Erziehungsmethoden zweifeln, das
hat mich schockiert», sagt die Lehrerin.

Die Fronten sind verhärtet. Es haben
schon mehrere Gespräche stattgefun-
den – ohne Ergebnis. Dabei sind die Re-
geln eigentlich klar.Dagmar Rösler, Prä-
sidentin des Dachverbands Lehrerinnen
und Lehrer Schweiz (LCH), sagt: «In der
Schweiz ist die Schulpflicht gesetzlich ver-
ankert.DieVerantwortung für denSchul-
besuch liegt bei den Eltern.Abwesenhei-
tenmüssenbegründet sein – einfachkeine
Lust zu haben, ist keineBegründung,und
die Schuld dafür der Lehrerin zuzuschie-
ben, ist doch ziemlich dreist.»

Als letztes Mittel bleibe der Schule
nur noch, Strafanzeige zu erstatten. Es
sei aber wichtig, dass die Lehrerin und
die Schulleitung versuchten, die Eltern
von ihren Pflichten zu überzeugen.

Es braucht eine Grundloyalität

Das mag ein krasser Fall sein, aber die
Konflikte ander Schule nehmenzu.Viele
Lehrpersonen klagen, dass der Zeitauf-
wand fürAbsprachenmit denEltern,die
sogenannte Elternarbeit, stetig steige.
UmdieKompetenzen in derGesprächs-
führung weiter auszubauen, bietet die
Pädagogische Hochschule (PH) Bern
dazu einWahlmodul für Studierende im
sechstenSemester an.DerKurs «Zusam-
menarbeit und Gespräche mit Eltern»
von Fabienne Zehntner und Daniel In-
grisani ist jeweils schnell ausgebucht.

«Der Struktur- und Wertewandel in
der Gesellschaft beeinflusst auch das
Verhältnis zwischen Schule und Fami-
lie», sagt Zehntner.Weder Lehrpersonen
noch Eltern können von einem gemein-
samen Verständnis von Lebensformen
und Erziehungsvorstellungen ausgehen.
«Lehrpersonen übernehmen bei der Zu-
sammenarbeit mit den Eltern eine Füh-
rungsfunktion», so Zehntner. Sie sollten

die Beziehung zu den Eltern aktiv ge-
stalten und Kommunikationswege defi-
nieren, idealerweise auf Augenhöhe.
Denn beide Seiten wollen nur das Beste
für das Kind.Aber was ist das Beste?

Im Kurs an der PH Bern werden ge-
nau solche Fragen von den Studieren-
den diskutiert. Was tun, wenn man ein
verhaltensauffälliges Kind von der kan-
tonalen Erziehungsberatung abklären
lassen will, die Eltern aber nicht ein-
willigen? Wie soll man reagieren, wenn
Eltern die Schulleitung darum bitten,
ihr Kind in eine andere Klasse zu ver-
setzen, weil die Lehrerin einen auslän-
dischen Namen hat?

Funktioniert in solchen Fällen eine
Zusammenarbeit auf Augenhöhe?
Denn im Gegensatz zu den Eltern sind
Lehrpersonen ausgebildete Fachleute.
Eltern sind hingegen befangen, wenn
es um das eigene Kind geht. Interessan-
terweise treffen Lehrerinnen und Leh-
rer solche Muster häufig bei bildungs-
affinen Eltern an. Gibt es Probleme, su-
chen diese den Fehler zunächst bei der
Schule. «Eltern mit hohen Bildungser-
wartungen sind anspruchsvoller und oft-

mals besserwisserisch», sagt Roland Rei-
chenbach, Professor am Institut für Er-
ziehungswissenschaft an der Universität
Zürich. Bildungsferne Familien bringen
andere Probleme mit sich, diese Eltern
trauen sich hingegen weniger, die Lehr-
kräfte zu kritisieren.

Lehrpersonen seien auf eine gute Be-
ziehung mit den Eltern angewiesen, sagt
der PH-Dozent Daniel Ingrisani. Um
ein Kind ganzheitlich fördern zu kön-
nen, müsse die Lehrperson auch über
den familiären Kontext Bescheid wis-
sen. Im Gegenzug sollten Eltern aber
auch konstruktive Kritik an den Schu-
len üben dürfen. «Problematisch wird
es erst, wenn Eltern erwarten, dass die
Schule auf alle individuellen Bedürf-
nisse eingeht.Denn dann würde das Sys-
tem nicht mehr funktionieren.»

«Eine gewisse Grundloyalität gegen-
über der Schule braucht es seitens der
Eltern», sagt auch Reichenbach. Laut
Dagmar Rösler vom LCH treffe das auf
die grosse Mehrheit der Eltern zu. Der
verbleibende Viertel sei hingegen mit
dem Schulangebot latent unzufrieden.
Solche Eltern bereiten den Lehrkräften

Mehrarbeit und sind eine grosse zusätz-
liche Belastung.

Kommt hinzu, dass Eltern immer
mehrErziehungsarbeit aufdieSchuleab-
wälzen. Den Kindern würden zu Hause
zu wenig Grenzen gesetzt, heisst es in
Lehrerkreisen. Der Erziehungswissen-
schafter Reichenbach mag jedoch nicht
von einer Renaissance des antiautoritä-
renErziehungsstils sprechen.Aber er be-
obachte die «Tendenz, dass heute viele
Eltern von ihrenKindern geliebtwerden
möchten und in ihrer Erziehungsverant-
wortung verunsichert sind».

Manche Eltern lassen sich von ihren
Kindern diktieren,was sie kochen sollen.
Sie tolerieren, dass die Kinder das Haus
imWintermit Sommerkleidernverlassen.
Schliesslich haben die Kleinen T-Shirt
und Shorts selbst ausgewählt. Und in
Extremfällen kann das Kind sogar selbst
entscheiden, ob es in die Schule möchte
oder nicht, wie im Beispiel der Lehrerin
aus dem Kanton Zürich.

«Es gibt nicht den einen und in
jedem Fall besten Erziehungsstil. Die
Erziehungspraxis hat situationssensibel
zu sein», sagt Reichenbach. Zudem sei

jedes Kind ein Individuum und brau-
che daher einen pädagogischen Um-
gang, der auf seine Persönlichkeit und
die konkrete Situation abgestimmt sei.
Ist ein Kind schüchtern, so kann das ge-
nauso problematisch sein, wie wenn es
dauernd in den Vordergrund drängt. Im
Unterricht oder in der Familie stören
Kinder, die besonders still und zurück-
haltend sind, weniger. Sie werden daher
oft übersehen. Dabei müssten gerade
diese Kinder ermutigt werden, sich öfter
zu melden und für sich einzustehen.

Kein Kulturpessimismus

«Eltern sollten ihren Kindern die Welt
zeigen. Sie sollen dafür einstehen, was
sie selbst als interessant, wichtig und
schön empfinden. Die Repräsentation
der Welt ist Aufgabe der Erwachsenen,
nicht der Kinder», sagt Reichenbach.
Viele Kinder sind damit überfordert,
dauernd zu allem Stellung nehmen zu
müssen und ihre Meinung zu artikulie-
ren.Auchmüssen Eltern mit ihremKind
nicht über alles verhandeln. Ein gewis-
ser Entscheidungsspielraum ist nötig,
dieser erweitert sich mit zunehmendem
Alter des Kindes. Dennoch braucht das
Kind Grenzen, die es versteht.

Die Frage stellt sich, ob früher alles
besser war – und es weniger Sorgen-
kinder und -eltern gab. Kulturpessi-
mismus sei die falsche Einstellung, sagt
Reichenbach. «Die Klagen der Lehrer
haben sicher ihre Berechtigung. Aber
man kann diesen schönen und sinn-
vollen Beruf auch überproblematisieren
und schlechtreden. Das dient den Schü-
lerinnen und Schülern am wenigsten.»

Einig sind sich Bildungs- sowie Er-
ziehungsexpertenundLehrerschaft,dass
dasThemaElternarbeiteinenhohenStel-
lenwert hat. Deshalb fordert der LCH
eine unabhängige, niederschwelligeAn-
laufstelle fürEltern,Schüler,Lehrkräfte,
Schulsozialarbeiter und Schulleiter für
Probleme, die nicht mehr im regulären
Ablauf gelöst werden können.

Auf diese Weise können Probleme
neutral angegangen und Lehrpersonen
entlastet werden. Eine solche Anlauf-
stelle gibt es aber erst in den Kantonen
Zürich, Zug, Aargau sowie Basel-Stadt
undBasel-Landschaft sowie in denStäd-
ten Zürich, Bern und Luzern. Im Kan-
tonLuzernhat derRegierungsrat zudem
eine Arbeitsgruppe zum Thema Eltern-
bildung gegründet.Sie entwickelt derzeit
die Elternbildungs-, Informations- und
Beratungsangebote für Familien weiter.

Neben dem Unterricht hat das Thema Elternarbeit für Lehrerinnen und Lehrer heute einen hohen Stellenwert. GAËTAN BALLY / KEYSTONE
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Amherds Frühlingsputz
Die VBS-Chefin krempelt ihr Departement um, lässt Köpfe rollen – und kommt damit durch

DAVID BINER, BERN

«Schau mal, ist das nicht Viola Am-
herd?» Zwei Passanten überlegten sich
am vergangenen Mittwochnachmittag
noch kurz, ob sie ihre Handy-Kameras
zücken wollten. Doch dann war die Ver-
teidigungsministerin schon weg.Amherd
war unterwegs ins Medienzentrum, um
ihren neusten Erfolg zu verkünden.Kurz
zuvor hat ihr der Bundesrat grünes Licht
für ein neues Staatssekretariat im Ver-
teidigungsdepartement (VBS) gegeben.

Amherd bekommt eine neue Schalt-
und Waltstelle für die Schweizer Sicher-
heitspolitik, mit zivilem Charakter und
diplomatischem Flair. Es ist auch ein
politisches Prestigeprojekt für die Walli-
serin. Und den politischen Beobachtern
ging es ähnlich wie den beiden Schau-
lustigen in der Bundesgasse: Sie hatten
Amherd nicht kommen sehen mit die-
sem Geschäft unterm Arm.

Sololauf mit Erfolg

Im Umfeld der Mitte-Bundesrätin war
man gar nicht amüsiert, dass die NZZ
bereits im Vorfeld des Entscheids über
die Pläne Amherds berichtet hatte. Die
Nervosität machte deutlich, dass es für
die Mitte-Bundesrätin kein Spaziergang
war durch die Ämterkonsultation. Nach
einem erstenVersuch wurde das Geschäft
denn auch für unausgegoren erklärt und
zurück an die Absenderin geschickt.

Umso lauter war die Stille beim zwei-
ten Mal, geräuschlos stimmte der Bun-
desrat der Schaffung eines neuen Staats-
sekretariats zu. Die Medien jubelten.
Amherd wolle das VBS «umkrempeln».
Frühlingsputzstimmung in Bundesbern.

Kritik gab es vor allem vonseiten der
SVP. Dort sieht man den neuen Verwal-
tungsapparat als aufgeblasenes trojani-
sches Pferd, mit dem sich Amherd in die
Nato schmuggeln will. SVP-Nationalrat
Jean-Luc Addor sprach im Westschwei-
zer Radio von der «Euthanasierung» der
Schweizer Sicherheitspolitik.Das Ganze
bringe nichts und koste nur,sagteAddor.

Charles Juillard ist es nicht gelungen,
Addors Kritik gleichenorts gänzlich zu
entkräften. Das hat auch damit zu tun,
dass der jurassische Mitte-Ständerat
offenkundig nichts wusste von den Plä-
nen «seiner» Bundesrätin. Das erstaunt,
zumal Juillard sonst im Parlament als
verlässliche Zweigstelle der VBS-Che-
fin gilt. Und es zeigt: Das Staatssekreta-

riat ist ein Sololauf Amherds auf höchs-
ter Stufe – und mit maximalem Erfolg.

Irritiert und erstaunt zeigt man sich
in den Weiten der Verwaltung über die
Leichtfüssigkeit, mit der die passio-
nierteWanderin ihre Ziele verfolgt,ohne
Schweissflecken und Gekeuche. Hätte
man einem SVP-Bundesrat die abwei-
chende Haltung verziehen, die Amherd
bei denWaffenlieferungen und der Neu-
tralität immer wieder öffentlich betonte?
Hätte man bei einem FDP-Bundesrat
nicht strenger nachgehakt, wenn er Gel-
der für Enteignungen in Mitholz bereits
ausgegeben hätte, ohne dabei das letzte
Wort des Parlaments abzuwarten? Hätte
man es einem SP-Bundesrat durchgelas-
sen, das eigene Departement in Zeiten
klammer Bundesfinanzen um ein Staats-
sekretariat zu erweitern? Wird Amherd
mit anderen Ellen gemessen, oder setzt
sie einfach die besseren Massstäbe?

Beim Ringen um das Staatssekretariat,
so hört man, habe sie beim zweiten An-

lauf auf jedes Bundesratsmitglied persön-
lich eingewirkt. Ausschlaggebend dürfte
das Gespräch mit Finanzministerin Karin
Keller-Sutter gewesen sein. Auffällig oft
und deutlich insistierte Amherd bei der
Pressekonferenz am vergangenen Mitt-
woch, dass die neue Stelle keine neuen
Kosten entstehen lassen werde. Sie wolle
«keine Doubletten», «mehr Effizienz»
und die «Kräfte bündeln», sagte sie. Es
würden lediglich bestehende Ressourcen
herumgeschoben und passend gemacht
für das neue Staatssekretariat. Allfällige
Mehrkosten müsste sie wohl selbst inner-
halb des eigenen Departements kompen-
sieren. Alles andere hätte bei Keller-Sut-
ter zu Gegendruck geführt, nachdem sich
die Finanzministerin Anfang Jahr selbst
als «Sparfüchsin» angekündigt hatte.

Gesucht: eine Frau

Da trifft es sich aus Amherds Sicht gut,
dass es beim ihr unterstellten Nachrich-

tendienst des Bundes (NDB) demnächst
zum einen oder anderen Abgang oder zu
Degradierungen kommen könnte. Wie
die Zeitungen von CH Media unlängst
berichtet hatten, müssen sich – mit Aus-
nahme von NDB-Chef Christian Dussey –
alle Mitglieder der Geschäftsleitung noch-
mals für die bisherige Stelle bewerben. In
NDB-Kreisen befürchtet man, dass Am-
herd hier einen eleganten Weg einge-
schlagen hat, unliebsame Geheimdienst-
ler loszuwerden. Aber auch diesen Kehr-
aus dürfte Amherd schadlos überstehen.

Verlassen kann sie sich dabei auf
Pälvi Pulli. Die Chefin Sicherheitspoli-
tik sitzt laut CH Media in der entspre-
chenden Findungskommission für die
Neubesetzung der NDB-Spitze. Gleich-
zeitig wird Pulli bereits als aussichts-
reiche Kandidatin für die erste VBS-
Staatssekretärin gehandelt. Ob Pulli
oder nicht – eine Frau wird es ganz si-
cher. Zumindest in dieser Frage ist Am-
herd berechenbar geworden.

Verteidigungsministerin Viola Amherd (hier in Chamblon,Waadt) bekommt ein «eigenes» Staatssekretariat. LAURENT GILLIERON / KEYSTONE

Bund evakuiert
Personal
aus dem Sudan
Die Schweizer Botschaft
in Khartum wird geschlossen

wek./wai. · Im Sudan führen die Armee
und die paramilitärische Gruppe Rapid
Support Forces (RSF) weiterhin schwere
Kämpfe. Die Schweizer Botschaft in
Khartum ist aus Sicherheitsgründen ge-
schlossen worden, wie das EDA bereits
am Sonntag mitteilte. Bei einer Presse-
konferenz am Montag nannte das Aus-
sendepartement weitere Details.

«Zwölf Schweizer, sieben Mitarbei-
tende der Botschaft und fünf Begleit-
personen konnten in Zusammenarbeit
mit verschiedenen Partnern und Dritt-
ländern aus dem Sudan evakuiert wer-
den», sagt Serge Bavaud, Chef des Kri-
senmanagement-Zentrums des EDA.
Zehn Personen hätten per Flugzeug und
dank der Unterstützung von Frankreich
nach Djibouti evakuiert werden können.
Die Evakuierung sei an einem Flugplatz
ausserhalb der Hauptstadt erfolgt. Dafür
seien mit den beiden Konfliktparteien
Sicherheitsgarantien ausgehandelt wor-
den. Am Dienstag sollen alle zwölf Per-
sonen in die Schweiz zurückkehren.

Kein eigenes Transportmittel

Zwei Personen seien in Zusammenarbeit
mit dem Internationalen Komitee vom
Roten Kreuz nach Äthiopien gebracht
worden. Und auch zwei Angehörige der
Schweizer Armee, die für die Uno arbei-
ten, und eine weitere Person, die eben-
falls für die Uno tätig sei, seien in Sicher-
heit gebracht worden. Neben dem diplo-
matischen Personal befinden sich noch
rund 100 weitere Schweizer Staatsbürger
im Land. Davon möchten etwa 30 Perso-
nen das Land verlassen. Voraussichtlich
werden sie am Montagabend mit einem
deutschen Flugzeug evakuiert.

Auf eigene Faust könnte die Schweiz
ihre Staatsangehörigen imAusland nicht
evakuieren. Dazu fehlt das nötige Trans-
portmittel. Das Aussendepartement ist
in solchen Fällen also stets auf die Hilfe
von Drittstaaten angewiesen. Laut SRF
gab es in der Vergangenheit immer wie-
der politischeVorstösse,ein militärisches
Transportflugzeug zwecks Evakuierung
zu kaufen.Allerdings scheiterte das Vor-
haben jeweils an der Kostenfrage. Denn
ein solches Flugzeug könnte die Schweiz
neben den seltenen Evakuationen nur
noch für die Versorgung der Soldaten,
die für die Kosovo-Friedensmission Kfor
im Balkan tätig sind, nutzen.

Lage bleibt unvorhersehbar

Das EDA habe keine Kenntnis von
Schweizer Bürgern, die durch die schwe-
ren Kämpfe verletzt worden sind. «Wir
unterstützen die Schweizer Bürger, die
sich noch im Sudan befinden, mit den
Mitteln, die uns zur Verfügung stehen»,
so Bavaud. Die Sicherheit des Schwei-
zer Botschaftspersonals zu gewährleisten
und das Personal zu evakuieren, seien die
beiden ersten Prioritäten des EDA gewe-
sen. «Die Botschaft ist und war im Zen-
trum der Gefechte.» Denn das Botschafts-
viertel befindet sich in der Nähe des Flug-
hafens, der für die Konfliktparteien stra-
tegisch wichtig ist. So wurden bei den
Kampfhandlungen auch Wohnungen von
Schweizer Mitarbeitenden beschädigt.

Zu Plünderungen sei es bis anhin nicht
gekommen. Das EDA verfügt über Per-
sonal, das die Botschaft bewacht. Neben
den zwölf Angestellten aus der Schweiz
arbeiteten auch 48 Einheimische für die
Botschaft. Diese sind vor Ort geblieben.
Die Lage im Sudan bleibe unvorherseh-
bar und gefährlich, so Bavaud. Ein Ende
der militärischenAuseinandersetzung ist
demnach nicht absehbar, seit der Kon-
flikt zwischen der sudanesischen Armee
und der paramilitärische Gruppe Rapid
Support Forces (RSF) eskaliert ist.

Hintergrund der Ausschreitungen ist
ein Machtkampf zwischen dem Militär-
General Abdelfattah Burhan und sei-
nem Stellvertreter Mohammed Hamdan
Daglo.Sie hatten zuvor gemeinsam erfolg-
reich gegen den langjährigen Präsidenten
Omar al-Bashir geputscht.Doch nun kam
es zum Streit wegen eines Abkommens,
das vorsah,die etwa 100 000 Kämpfer der
RSF in die reguläreArmee zu integrieren.

Eine Gerichtsinstanz soll abgeschafft werden
In Liechtenstein will eine umstrittene Reform die Justiz straffen und professionalisieren

GÜNTHER MEIER

Wenn es nach der Regierung geht, steht
dem Gerichtswesen in Liechtenstein eine
einschneidende Veränderung bevor. Im
Rahmen einer Justizreform soll das bis-
herige Drei-Instanzen-System mit Land-
gericht, Obergericht und dem Obersten
Gerichtshof gestrafft werden. Geplant
ist die Abschaffung der dritten Gerichts-
instanz, des Obersten Gerichtshofs, wo-
mit sich in Zukunft der Instanzenweg auf
zwei Gerichte beschränken wird.

Hintergrund des Vorschlags, von der
Regierung als «Reform im Justizwesen»
angekündigt, ist die Forderung von
Greco, der Staatengruppe des Europa-
rates gegen Korruption, das Gerichts-
wesen zu professionalisieren. Greco for-
dert zwar nicht ausdrücklich die Auf-
hebung des Drei-Instanzen-Systems,
doch die Regierung kann sich die gefor-
derte Professionalisierung offensichtlich
nur mit derAufhebung des Obersten Ge-
richtshofes vorstellen.

Einschneidende Massnahme

Als das in anderen Ländern übliche Sys-
tem von drei Gerichtsinstanzen nach dem
Ersten Weltkrieg auch in Liechtenstein
eingeführt wurde, fühlte sich das vorher
absolutistisch geprägte Fürstentum im

Kreis der demokratischen Staaten an-
gekommen. Vor diesem Hintergrund be-
zeichnet die Regierung die vorgesehene
Aufhebung des Obersten Gerichtshofes
als eine einschneidende Massnahme,denn
die höchste Gerichtsinstanz habe über
hundert Jahre funktioniert und weise
«eine gute Erledigungsrate» auf.

Letztlich führten wohl wirtschaftliche
Gründe zu dieser Entscheidung,denn der
Oberste Gerichtshof tagt nach Angaben
der Regierung pro Jahr nur während acht
bis zehn Tagen. Der Arbeitsanfall für die
Richter hält sich in Grenzen.Im Jahr 2022
hatte das Gericht nur 23 Urteile in Zivil-
sachen zu fällen und sich mit 9 Strafurtei-
len zu befassen.

Die Richter arbeiten im Nebenamt,
womit nach Greco-Einschätzung das
Risiko von Interessenkonflikten besteht.
Um solches zu verhindern,erhob dieAnti-
korruptionsinstitution die Forderung nach
vollständiger Professionalisierung. Dem-
gegenüber ist die Regierung der Ansicht,
aufgrund der geringen Anzahl von Fäl-
len lasse sich ein vollamtliches Richter-
gremium beim Obersten Gerichtshof
nicht rechtfertigen. Das Dilemma, die
Greco-Forderung zu erfüllen und dieVer-
hältnismässigkeit bei der Besetzung des
Obersten Gerichtes zu wahren, versucht
die Regierung mit derAufhebung der drit-
ten Gerichtsinstanz zu lösen.

Dieser Plan stösst beim Gerichtshof
auf Unverständnis und Ablehnung. «Mit
Volldampf rückwärts in die Vergangen-
heit»,so kritisiert der Präsident des Obers-
ten Gerichtshofes,Hubertus Schumacher,
laut Medienberichten den Regierungsvor-
schlag.DieRegierungverlassedamiteinen
europäischen Standard, was Risiken für
das Land einschliesse, das sich durch eine
stabile und unabhängige Rechtsprechung
auszeichne. Für den Obersten Gerichts-
hof kann Schumacher die Vorbehalte von
Greco gegenüber dem System der Richter
im Nebenamt und deren möglichen Inter-
essenkonflikten nicht nachvollziehen.Das
Gericht sei mit Richtern aus der Schweiz
und Österreich besetzt, womit gerade die
geforderte Unabhängigkeit und Unpartei-
lichkeit belegt werde. Schumacher kann
sich zudem nicht vorstellen, dass Greco
das Vorhaben der Regierung gutheissen
werde. Als Begründung fügte er gegen-
über liechtensteinischen Medien an, dass
Island im Jahr 2018 endlich eine dritte Ge-
richtsinstanz eingeführt habe – nach jahre-
langem Drängen von Greco.

Weniger nebenamtliche Richter

Die Greco-Forderung nach Professiona-
lisierung der Justiz beschränkt sich nicht
auf den Obersten Gerichtshof, sondern
betrifft die gesamte Gerichtsbarkeit, die

auf allen drei Instanzen und beim Ver-
waltungsgericht teilweise mit nebenamt-
lichen Richtern besetzt ist.Um die Forde-
rung zu erfüllen, plant die Regierung die
Zusammenlegung von Obergericht und
Verwaltungsgericht zum Obergerichts-
hof,der künftig die letzte ordentliche Ge-
richtsinstanz bilden soll.Die Qualität der
Rechtsprechung erfahre mit der Reduk-
tion des Instanzenzuges keine Einbusse,
ist die Regierung überzeugt. Im Gegen-
teil, die Urteile würden in Zukunft von
einem mehrheitlich mit vollamtlichen
Richtern besetzten Gerichtshof gefällt.
Zudem könne die Verfahrensdauer der
oft mit Belastungen für die Verfahrens-
parteien verbundenen Gerichtsverfah-
ren abgekürzt werden.

Nebenamtliche Richter werden mit
dieser Reform nicht ganz verschwin-
den. Doch soll ihr Einsatz im Zuge der
Professionalisierung der Justiz markant
reduziert werden. Dass damit Greco zu-
friedengestellt werden kann, ist zu be-
zweifeln. Nebenamtliche Richter sind
für Greco «eine der Besonderheiten des
liechtensteinischen Justizsystems», die
beseitigt werden sollte. Die Ausstand-
regelungen für nebenamtliche Richter,
wenn der Verdacht von Interessenkon-
flikten vorliegt, vermochten die Korrup-
tionsbekämpfer des Europarates bisher
nicht zu überzeugen.


